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A. Einleitung
A. Einleitung
A. Einleitung
Ein Dilemma (griechisch: „�������“ = „Fangschluss“ oder „zweigliedrige
Annahme“) bezeichnet eine Zwangslage, in der sich eine Person befindet,
die zwischen zwei in gleicher Weise schwierigen oder unangenehmen Op-
tionen wählen soll oder muss.1 Der Volksmund spricht plastisch von einer
„Zwickmühle“. Deutsche, an einer US pre-trial discovery beteiligte Unter-
nehmen befinden sich regelmäßig in einem juristischen Dilemma. Die
Rechtslage, die dieses Dilemma charakterisiert, ist Gegenstand der vorlie-
genden Arbeit.

I. Problemaufriss
I. Problemaufriss
Volkswagenwerk2, World-wide Volkswagen3, Lufthansa4, M/S Bremen5,
Aérospatiale6, Société Internationale7. Bereits aus den Kurzbezeichnungen
zahlreicher US-amerikanischer Urteile, häufig Leitentscheidungen auf dem
Gebiet des internationalen Zivilprozessrechts, wird ersichtlich, dass sich
deutsche und andere europäische Rechtssubjekte, insbesondere multinatio-
nal agierende Unternehmen, immer wieder als Beteiligte in US-amerika-
nischen Zivilgerichtsverfahren wiederfinden – nicht selten als Beklagte.
Der faktische Hintergrund dieses Phänomens ist die unaufhaltsam fort-

schreitende Globalisierung der Wirtschaft.8 Im Jahr 2010 betrug der Wa-
renaustausch zwischen den USA und der EU 4,28 Billionen USD.9 In

__________
1 Brockhaus Enzyklopädie, Band VII, 21. Auflage (2006), 29; Duden – Das Her-

kunftswörterbuch, 4. Auflage (2006).
2 Volkswagenwerk v. Superior Court, 123 Cal. App.3d 840 (September 23, 1981).
3 Wold-wide Volkswagen Corp. v. Woodson, 444 U.S. 286 (January 21, 1980).
4 C.A.B. v. Deutsche Lufthansa Aktiengesellschaft, 591 F.2d 951 (U.S. Ct.App. D.C.

Cir., January 8, 1979).
5 M/S Bremen v. Zapata Off-Shore Company 407 U.S.1 (June 12, 1972).
6 Société Nationale Industrielle Aérospatiale v. U.S. District Court for the S.D. of

Iowa, 482 U.S. 522 (June 15, 1987).
7 Société Internationale Pour Participations Industrielles et Commerciales, S.A. v.

Rogers, 357 U.S. 197 (June 16, 1958).
8 Brisch/Laue, E-Discovery und Datenschutz, RDV 2010, 1.
9 Handelsblatt-Online vom 03.03.2010, Staatshilfe rettet Transatlantik-Handel.



2 A. Einleitung

rechtlicher Hinsicht tragen US-amerikanische Gerichte durch eine großzü-
gige Annahme ihrer Kognitionsbefugnis (personal jurisdiction) dazu bei,
dass transnationale Streitigkeiten häufig nicht in Europa, sondern in den
USA ausgetragen werden.10
Für einen Kläger hat die Verfahrensdurchführung in den Vereinigten

Staaten verschiedene Vorteile. Soweit er seinen Sitz in den USA hat, blei-
ben ihm die allgemeinen Unannehmlichkeiten einer Prozessführung im
Ausland erspart. Aufgrund des Rechtsinstituts des Strafschadensersatzes
(punitive damages)11 locken in bestimmten Rechtsbereichen Schadenser-
satzsummen, die in Europa nicht erreicht werden. Durch die US-amerika-
nische Kostentragungsregel (American rule of costs)12 und die Möglichkeit
erfolgsabhängiger Anwaltshonorare (contingency fee)13 trägt der Kläger
ein geringes Kostenrisiko.14 Schließlich profitiert er von der sogenannten
pre-trial discovery, einem fast ausschließlich zwischen den Prozesspartei-
en stattfindenden Beweisermittlungsverfahren, das die Parteien zu einer
sehr umfassenden gegenseitigen Offenbarung (disclosure) von mit dem
Klagegegenstand in direktem oder indirektem Zusammenhang stehenden
Informationen verpflichtet.15
Häufig werden in diesem Verfahrensabschnitt, der zwischen Erhebung

(filing) der Klage und Verhandlung (trial) vor dem Richter und der Jury
liegt, erst die notwendigen Informationen zusammengetragen, um eine
Klage zu substantiieren und schlüssig zu machen.16 Das US-amerikanische
Zivilverfahrensrecht ist also ausgesprochen klägerfreundlich.

__________
10 Hanloser, e-discovery, Datenschutzrechtliche Probleme und Lösungen, DuD 2008,

785; Hess, Aktuelle Brennpunkte des transatlantischen Justizkonflikts, AG 2005, 897,
899; Schack, Internationales Zivilverfahrensrecht, 5. Auflage (2010), Rn. 818; ders.,
Einführung in das US-amerikanische Zivilprozessrecht, 4. Auflage (2011), 52; Stiefel/
Petzinger, Deutsche Parallelprozesse zur Abwehr amerikanischer Beweiserhebungsver-
fahren?, RIW 1983, 242.

11 Bei den punitive damages handelt es sich um ein materiellrechtliches Institut, das
aus der Entscheidungsbefugnis der Jury über die Höhe des Strafschadensersatzes resul-
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